
Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 
des Kantons Basel-Landschaft 

 
Nr. 0980 vom 04. Juli 2017  
 
 
Gemeinde Allschwil, Mutation "Unter der Strengi" zum Zonenplan Siedlung und Strassen-
netzplan 
 
 
1. Erläuterungen 
A. Der Einwohnerrat Allschwil hat am 19. Oktober 2016 die Mutation "Unter der Strengi" zum 
Zonenplan Siedlung und zum Strassennetzplan beschlossen. Es handelt sich dabei um die Aufhe-
bung eines bestehenden Fusswegs und die Zuweisung der entsprechenden Fläche in die Wohn-
zone. 
 
B. Die öffentliche Planauflage fand vom 14. November 2016 bis 13. Dezember 2016 statt. Sie 
wurde durch Publikationen im Amtsblatt Nr. 45 vom 10. November 2016 und im Allschwiler Wo-
chenblatt Nr. 45 vom 11. November 2016 bekannt gegeben. Die auswärtigen Grundeigentümerin-
nen und Grundeigentümer wurden mit eingeschriebenem Brief (Postquittung vom 10. November 
2016) benachrichtigt. Während der Auflagefrist ist die Einsprache  

 eingereicht worden. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Verständigungsverhandlung führte nicht zum Rückzug der Ein-
sprache. 
 
C. Mit Schreiben vom 24. März 2017 unterbreitet der Gemeinderat Allschwil die oben genann-
ten Planungsbeschlüsse zur regierungsrätlichen Genehmigung und ersucht um Abweisung der 
unerledigten Einsprache. Für weitere Einzelheiten wird auf die Akten und auf die nachfolgenden 
Erwägungen verwiesen. 
 
Der Regierungsrat zieht in Erwägung: 
 
I. 
 
Gemäss § 2 des Raumplanungs- und Baugesetzes (RBG) sind die Gemeinden befugt, eigene 
Bauvorschriften zu erlassen. Diese bedürfen jedoch der regierungsrätlichen Genehmigung. Dabei 
beschränkt sich die der Genehmigung vorausgehende Prüfung auf die Rechtmässigkeitskontrolle 
und auf eine Zweckmässigkeitsprüfung, sofern kantonale Anliegen betroffen sind. Das heisst, der 
Regierungsrat hat darüber zu wachen, dass das kommunale Recht nicht gegen die übergeordnete 
kantonale und eidgenössische Gesetzgebung verstösst. In diesem Zusammenhang speziell zu 
beachten ist, dass: 
a) die Verfahrensvorschriften beim Erlass, insbesondere im Hinblick auf die Betroffenen, eingehal-
ten werden; 
b) die kantonalen und eidgenössischen materiell-rechtlichen Schranken berücksichtigt werden, 
wobei der Überwachung der verfassungsmässigen Grundrechte (Eigentumsgarantie, Rechts-
gleichheit, Verhältnismässigkeit etc.) zentrale Bedeutung zukommt; 
c) die Bauvorschriften der Gemeinden nicht im Widerspruch stehen zu den Zielen und Planungs-
grundsätzen nach Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG Artikel 1 und 3), da diese Bestim-
mungen des RPG selbständig, d.h. auch ohne spezielles ausführendes Recht der Kantone anzu-
wenden sind. 
 



RRB Nr. 0980 vom 04. Juli 2017 2/6 

Die Beurteilung all dieser Aspekte ist mitentscheidend, ob eine kommunale Planungsmassnahme 
vor den verfassungsmässigen Grundrechten standhält bzw. nicht gegen die übergeordnete Ge-
setzgebung verstösst. 
 
II. 
 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Prüfung Folgendes ergeben: 
 
1. Rechtmässigkeitskontrolle 
 
1.1 Formell-rechtlich und Materiell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Genehmigung er-
füllt. 
 
2. Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Absatz 5 RBG 
Keine Bemerkungen. 
 
III. 
 
Unerledigte Einsprachen: 
 
1. Die kantonale Verwaltungsgesetzgebung kennt keine Verfahrensvorschriften darüber, in 
welcher Form Einspracheentscheide im Zusammenhang mit Gemeindeversammlungsbeschlüssen 
zu erlassen sind. Es steht daher nichts entgegen und es erscheint in Anbetracht des sachlichen 
Zusammenhanges sowie aus Zweckmässigkeitsgründen gerechtfertigt, unerledigte Einsprachen 
mit dem Entscheid über die Genehmigung im gleichen Beschluss zu behandeln. 
 
2. Im Raumplanungs- und Baugesetz ist die regierungsrätliche Überprüfungsbefugnis bei uner-
ledigten Einsprachen nicht speziell geregelt. Artikel 33 RPG verlangt hingegen bei Einsprachen, 
die sich gegen Nutzungspläne richten, die volle Überprüfung. Somit ist der Regierungsrat verpflich-
tet, bei unerledigten Einsprachen sowohl die Recht- als auch die Zweckmässigkeitskontrolle aus-
zuüben. 
 
3. Nicht eingetreten werden kann im Rahmen dieses Verfahrens auf allfällige Entschädigungs-
forderungen. Solche Begehren können, gestützt auf die §§ 78 und 79 RBG sowie in Verbindung 
mit § 97 Gesetz über die Enteignung (EntG), erst geltend gemacht werden, wenn ein materieller 
Nachteil tatsächlich vorliegt, d.h. frühestens nach Inkrafttreten der entsprechenden Bauvorschrif-
ten. Dabei ist insbesondere die in § 78 Absatz 2 RBG festgelegte Verwirkungsfrist von 6 Monaten 
zu beachten. Im Weiteren wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen dieses Verfahrens keine Par-
teientschädigung zugesprochen werden kann, sofern diesbezügliche Forderungen in Einsprachen 
geltend gemacht werden. 
 
4. Nach bundesgerichtlicher Praxis hält eine Planungsmassnahme u.a. dann vor den Grund-
rechten stand, wenn sie auf einer klaren Rechtsgrundlage beruht, im öffentlichen Interesse liegt 
und im Fall einer eigentumsbeschränkenden Wirkung gegen volle Entschädigung erfolgt. Auch 
dem Gebot der Rechtssicherheit ist Rechnung zu tragen. Wie das Bundesgericht schon wiederholt 
entschieden hat, gibt die Eigentumsgarantie keinen Anspruch darauf, dass Land dauernd in jener 
Zone verbleibt, in die es einmal eingewiesen worden ist. Eine nachträgliche Änderung oder Be-
schränkung der Nutzungsmöglichkeiten steht der verfassungsmässigen Gewährleistung des Ei-
gentums nicht entgegen. Die/der Grundeigentümerin/Grundeigentümer hat keinen gesicherten 
Anspruch darauf, dass die für ihre/seine Parzelle einmal festgelegten baulichen Nutzungsmöglich-
keiten unbeschränkt bestehen bleiben. 
 
5. Zu allfälligen Begehren auf Änderung ist grundsätzlich festzuhalten, dass der Regierungsrat 
in diesem Genehmigungsverfahren keine positiven Vorschriften festlegen kann, d.h. irgendwelche 
Änderungen der Planungsbeschlüsse darf er nicht selbständig vornehmen. Der Regierungsrat ist 
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Was die Verwendung von Projektunterlagen des  im generellen 
anbelangt, verweist der Regierungsrat auf die Ausführungen des Gemeinderats in Abschnitt 3 Zif-
fer 4. des Protokolls der Verständigungsverhandlung. Gerade um nicht auf eine Erschliessungsva-
riante angewiesen zu sein, wurde auf den (von der Gemeinde) erarbeiteten Bau- und Strassenlini-
enplan vorliegend verzichtet und nur der Strassennetzplan bzw. der Zonenplan Siedlung ange-
passt. 
Die Einsprechenden wiederholen im Schreiben vom 23. Januar 2017 in den wesentlichen Zügen 
ihren Standpunkt und ihre Argumente aus der Einsprache. Daher wird auf die vorstehenden Aus-
führungen verwiesen. Ergänzend ist anzuführen, dass kein Anrecht für Grundeigentümerschaften 
besteht, eine Gemeindestrasse in eine Privatstrasse mutieren zu lassen. Entscheidend bleibt die 
einzelfallweise Interessenabwägung, welche vorliegend zum entsprechenden Massnahmenent-
scheid des Gemeinderats geführt hat. Die Erschliessungspflicht des Gemeinwesens im Sinne von 
Artikel 19 des Raumplanungsgesetzes bleibt mit der vorliegenden Mutation unberührt. 
Schliesslich kann noch angemerkt werden, dass selbst wenn die Rügen der Einsprechenden, der 
Einwohnerrat sei nicht vollständig und transparent informiert worden etc., als Verletzung der 
Stimmrechts angesehen würden, diese Rügen zum einen zu spät und zu einem weiteren unlegiti-
mierterweise erhoben worden wären. Zu spät darum, weil diesbezügliche Rügen gemäss § 175 
Abs. 2 Bst. b des Gemeindegesetzes (GemG, SGS 180) innert 10 Tagen zu erheben sind, die 
beim vorliegenden Einwohnerratsbeschluss vom 19. Oktober 2016 und der am 14. November 
2016 gestarteten Auflagefrist klarerweise nicht eingehalten sind. Und unlegitimierterweise darum, 
weil die vorliegend  keine Stimmberechtigtenqualität hat, was 
jedoch gemäss § 173 Abs. 1 Ziff. 2 GemG gegeben sein müsste. 
Die Einsprache muss, soweit darauf eingetreten werden (u.a. kein Einsprache- und kein Be-
schwerderecht bei Strassennetzplanungen) kann und sie nicht gegenstandslos ist, als unbegrün-
det abgewiesen werden. 
 
2. Beschlüsse 
://: 1. Die Einsprache der  wird, soweit darauf eingetreten werden 

kann und sie nicht gegenstandslos ist, als unbegründet abgewiesen. 
 
 2. Die vom Einwohnerrat Allschwil am 19. Oktober 2016 beschlossene Mutation "Unter der 

Strengi" zum Zonenplan Siedlung und zum Strassennetzplan wird gestützt auf § 2 RBG 
genehmigt und damit allgemeinverbindlich erklärt. 

 
 3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 2/ZPS/1/7 (Mutation zum Zonenplan 

Siedlung) und 2/SPS/1/1 (Mutation zum Strassennetzplan) versehenen Exemplare der 
Pläne. 

 
 4. Die Ziffer 2 dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 Geschäftsordnung des Regierungsra-

tes im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 
  






